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Königreich Bayern. 
Organiſche Beſtimmungen für die k. bayeriſche techniſche . 
ſchule in München. Vom 6. Auguſt 1877. 
(Schluß aus Nr. 38, Spalte 583.) 

8. 24. Der Lehrerrath einer jeden Abtheilung wird aus 
ſämmtlichen in dieſer Abtheilung angeſtellten Profeſſoren gebil⸗ 
det. Sobald es ſich um Berathungsgegenſtände handelt, welche 
das Unterrichtsgebiet der Abtheilung oder die in derſelben wir⸗ 
kenden Lehrkräfte betreffen, ſind ſämmtliche an der techniſchen 
Hochſchule angeſtellten Profeſſoren, welche in einem der Abthei⸗ 
lung zugewieſenen Fache Unterricht ertheilen, mit beſchließender 
Stimme zum Lehrerrathe beizuziehen. Lehrer, Privatdozenten und 
Aſſiſtenten können nur auf beſondere Einladung des Vorſtandes 
und nur mit berathender Stimme am Lehrerrathe theilnehmen. 

Der Lehrerrath wird vom Abtheilungsvorſtande, ſo oft die⸗ 
ſer es für nothwendig erachtet, oder auf Anordnung des k. 
Staatsminiſteriums oder des Direktors oder endlich auf An⸗ 
trag eines Dritttheiles ſeiner Mitglieder einberufen. Den Vor⸗ 
fis in demſelben führt der Abtheilungsvorſtand, das Protokoll 
der jüngſte Profeſſor der Abtheilung. Eine Abſchrift des Pro: | 
tokolles iſt zu den Direktorialakten abzugeben. Der Lehrerrath 
beſchließt mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleich⸗ 
heit hat der Vorſtand die entſcheidende Stimme. 

Die Sitzungen des Lehrerrathes ſind dem Direktor unter 
Angabe der Tagesordnung rechtzeitig vorher anzuzeigen; der⸗ 
ſelbe hat das Recht, den Sitzungen eines jeden Lehrerrathes bei⸗ 
zuwohnen, jedoch, wenn er nicht ſelbſt Mitglied deſſelben iſt, 
nur mit berathender Stimme. 

§. 25. Dem Lehrerrathe liegt der Vollzug der bezüglich 
der Hochſchule geltenden Verordnungen und Beſtimmungen ſo⸗ 
wie die Anordnung und Regelung des Unterrichtes ob, ſoweit 
es ſich um Maßregeln handelt, welche ſich ausſchließlich auf die 
betreffende Abtheilung beziehen. 

Insbeſondere ſteht ihm zu 

1) die Wahl des Vorſtandes; 

2) die Aufſtellung des Studienplanes (Programmes) für 
die Abtheilung, die Reviſion deſſelben und die Ge⸗ 
nehmigung der für die gedeihliche Förderung des 
Unterrichtes innerhalb der feſtgeſetzten Grenzen ſich 
als nothwendig darſtellenden Aenderungen; 

3) die Feſtſetzung der Gebühren für Theilnahme an den 
Arbeiten in einem Laboratorium, vorbehaltlich der 
Genehmigung des k. Staatsminiſteriums; 


4) das Gutachten über Stipendiengeſuche der Studiren⸗ 
den der betreffenden Abtheilung; 

5) die Vornahme der Stipendienprüfungen und die Feſt⸗ 
ſtellung der Reſultate derſelben; 

6) die Vornahme der Diplomprüfungen und die Antragſtel⸗ 

4 lung an das Direktorium auf Ertheilung von Diplomen; 

7) die Feſtſetzung der Preisaufgaben und die Zuerken⸗ 
nung des Preiſes an die Bewerber; 

8) das Gutachten über die Befähigung derjenigen, welche 
als Privatdozenten der Hochſchule zugelaſſen werden 
wollen; 

9) der Entwurf des jährlichen Etats für Neal: und Per⸗ 
ſonalexigenz der Abtheilung; 

10) die Aburtheilung der Disziplinarfälle, für welche nach 
den Disziplinarſatzungen die Kompetenz des Lehrer⸗ 
rathes begründet iſt; 

11) die Erſtattung eines Jahresberichtes über den Gang 
des Unterrichtes, das wiſſenſchaftliche Leben und die 
disziplinäre Haltung der Studirenden der Abthei⸗ 
lung während des verfloſſenen Studienjahres an das 
Direktorium; 

12) die Stellung von Anträgen an daſſelbe bezüglich nö⸗ 
thiger Verbeſſerungen des Unterrichtes und der zur 
Hebung und Vervollkommnung der Abtheilung die⸗ 
nenden Maßregeln. 

§. 26. Einem jeden Lehrerrathe ſteht das Recht zu, auf 
Anfragen, welche an ihn über Gegenſtände des von ihm ver— 
tretenen wiſſenſchaftlichen und techniſchen Gebietes geſtellt wer⸗ 
den, gegen Entrichtung von Gebühren, die durch denſelben zu 
beſtimmen ſind, und demſelben zufallen, Gutachten abzugeben. 
Er darf jedoch von dieſem Rechte nur inſoweit Gebrauch ma⸗ 
chen, als die Profeſſoren und Lehrer dadurch nicht an der Er⸗ 
füllung ihrer Pflichten gegen die Hochſchule gehindert werden. 

§. 27. Die allgemeine Lehrerverſammlung beſteht 
aus ſämmtlichen an der Hochſchule angeſtellten Profeſſoren. 
Lehrer, Privatdozenten und Aſſiſtenten können nur auf Ein⸗ 
ladung des Direktors und nur mit berathender Stimme an 
derſelben theilnehmen. 

Die allgemeine Lehrerverſammlung wird vom Direktor, ſo 
oft er dieſes für nothwendig erachtet, oder auf Anordnung des 
k. Staatsminiſteriums oder auf Antrag von einem Dritttheile 
ihrer Mitglieder, mindeſtens aber einmal in jedem Semeſter 
einberufen. 
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Den Vorſitz führt der Direktor, das Protokoll der Sekre⸗ 
tär der Hochſchule. 

Die Verſammlungentſcheidet nach einfacher Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit hat der Direktor die entſcheidende Stimme. 

8.28. Es iſt Aufgabe der allgemeinen Lehrerverſammlung, 
dahin zu wirken, daß alle Unterrichtszweige, welche an der 
Hochſchule vertreten ſind, in möglichſt engem und lebendigen 
Verkehre die Erreichung des Hauptzieles der Hochſchule, eine 
vollſtändig theoretiſch-wiſſenſchaftliche Ausbildung für den tech⸗ 
niſchen und Lehrberuf, gemeinſam anſtreben. Ihr Wirkungskreis 
umfaßt daher alle wichtigen, die Hochſchule in ihrer Geſammt⸗ 
heit berührenden Angelegenheiten, über welche ſie entweder 
ſelbſtſtändig entſcheidet, oder Gutachten und Anträge dem k. 
Staatsminiſterium unterbreitet. 

Im Einzelnen ſind der allgemeinen Lehrerverſammlung zu⸗ 
gewieſen 

1) die Feſtſetzung des Etats der Hochſchule auf Grund der 
von den Abtheilungen vorgelegten Spezial⸗Etats, vor⸗ 
behaltlich der Genehmigung des k. Staatsminiſteriums; 

2) die Vereinbarung der Unterrichtsſtunden, der Exkur⸗ 
ſionen der Studirenden, der Benutzung der Lehrſäle 
und die Entſcheidung der Differenzen zwiſchen einzel 
nen Lehrern in Bezug auf dieſe Angelegenheiten. 
Wenn in Bezug auf die Unterrichtsſtunden und die 
Benutzung der Lehrſäle eine Vereinbarung unter den 
betheiligten Lehrern nicht erzielt wird, ſo ſteht dem 
Direktor die ausſchließliche Entſcheidung zu; 

3) die Feſtſetzung der jeweiligen Oſterferien (§. 3 oben); 

4) die Verhängung der Disziplinarſtrafen, der Entzie⸗ 
hung des Stipendiengenuſſes und der Entlaſſung 
von der Hochſchule. 

In allen übrigen Angelegenheiten ſteht die Entſcheidung 
dem k. Staatsminiſterium zu. 

Die allgemeine Lehrerverſammlung iſt jedoch ermächtigt, 
ſowohl von ſich aus, als auch auf Veranlaſſung des k. Staats⸗ 
miniſteriums Anträge und Gutachten an daſſelbe zu erſtatten. 

Kapitel VI. 
Verwaltungs- und Dienſtperſonale. 

5. 29. Zur Beſorgung des formellen Verwaltungsdienſtes 
und zur Unterſtützung der adminiſtrativen Thätigkeit der Or⸗ 
gane der Hochſchule wird derſelben ſeitens der vorgeſetzten Stelle 
das nöthige Verwaltungsperſonale beigegeben, deſſen 
Obliegenheiten und dienſtliche Beziehungen zu den Organen der 
Hochſchule durch eine beſondere Dienſtesinſtruktion normirt werden. 

Die Aufnahme des erforderlichen Kanzleiperſonales ſteht 
dem Direktor nach Maßgabe des jeweiligen Bedürfniſſes und 
der hierfür im Etat der Hochſchule bewilligten Mittel zu. 

§. 30. Für den niederen Dienſt an der Hochſchule und 
ihren Inſtituten wird vom k. Staatsminiſterium eine angemeſ⸗ 
ſene Anzahl von Dienern ſowie ein Hausmeiſter für die Auf: 
ſicht über die Gebäude aufgeſtellt. 

Die Feſtſetzung der Dienſtesinſtruktion für dieſelben ſteht 
dem k. Direktorium, die Aufſtellung des nothwendigen Hilfs⸗ 
perſonales dem Direktor zu. 

Kapitel VII. 
Aufnahme, Rechte und Verbindlichkeiten der Stu— 
direnden, Zuhörer und Hoſpitanten. 

8.31. Wer an der techniſchen Hochſchule als Studi— 
render immatrikulirt werden will, hat den Beſitz der nöthigen 
Vorkenntniſſe und ein gutes ſittliches Verhalten nachzuweiſen. 
Für Minderjährige iſt überdies der Nachweis der elterlichen oder 


vormundſchaftlichen Erlaubniß zum Eintritte in die Hochſchule 
erforderlich. 

§. 32. Der Nachweis der 
kenntniſſe wird geliefert 

1) durch das Abfolutorial- (Reife-) Zeugniß eines Real⸗ 
oder humaniſtiſchen Gymnaſiums oder des k. Kadet⸗ 
tenkorps oder 

2) durch das Abſolutorialzeugniß einer bayeriſchen In⸗ 
duſtrieſchule oder 

3) durch das Zeugniß über den Beſuch einer Univerſi⸗ 
tät oder techniſchen Hochſchule als ordentlicher Stu: 
dirender (mit großer Matrikel). 

Zum Eintritte in die landwirthſchaftliche Abtheilung der 
techniſchen Hochſchule befähigt überdies ein Zeugniß über den 
Beſuch einer landwirthſchaftlichen Hochſchule und das Abſolu⸗ 
torium der landwirthſchaftlichen Zentralſchule. 

Nichtbayern haben in Ermangelung eines der vorerwähn⸗ 
ten Zeugniſſe ein Zeugniß über ihre wiſſenſchaftliche Vorberei⸗ 
tung zu Hochſchulſtudien vorzulegen, wie ſolches in dem Staate, 
dem ſie angehören, vorgeſchrieben iſt. 

§. 33. Der Nachweis über gutes ſittliches Verhal⸗ 
ten wird durch ein legales Zeugniß der zuſtändigen Behörde 
des Bewerbers oder der von demſelben zuletzt beſuchten Unter⸗ 
richtsanſtalt geliefert. 

8.34. Die Anmeldung zur Aufnahme in die techniſche 
Hochſchule geſchieht bei dem Direktor, welcher auf Grund der 
vorgelegten Zeugniſſe dem angemeldeten Bewerber die Zulaſ⸗ 
fung ertheilt oder verſagt. 

8.35. Junge Männer, welche lediglich die Ausbildung in 
einem ſpeziellen Lehrgegenſtande anſtreben, können vom Direk⸗ 
tor als Zuhörer aufgenommen werden, wenn ſie den Nach⸗ 
weis eines guten ſittlichen Verhaltens liefern, das 17. Lebens⸗ 
jahr zurückgelegt und ſich über ihre allgemeine Vorbildung und 
über die nöthigen Vorkenntniſſe für das ſpezielle Fach, in wel⸗ 
chem ſie ſich ausbilden wollen, genügend ausgewieſen haben. 

Wer mit der Strafe der Entlaſſung von einer Mittelſchule 
belegt worden iſt, darf im Laufe deſſelben Studienjahres nicht 
als Zuhörer aufgenommen werden. 

§. 36. Altersdispenſe ſind nur aus beſonderen Grün⸗ 
den mit Genehmigung des k. Staatsminiſteriums zuläſſig. Für 
Minderjährige iſt der Nachweis der elterlichen oder vormund⸗ 
ſchaftlichen Erlaubniß zum Eintritte in die Hochſchule erforderlich. 

§. 37. Die in die techniſche Hochſchule aufgenommenen 
Studirenden und Zuhörer werden bei ihrem Eintritte vom Di: 
rektor auf die Satzungen verpflichtet, von denen ihnen ein 
Exemplar unentgeltlich ausgehändigt wird. 

8.38. Auf Grund der ertheilten Zulaſſung erhält jeder 
Studirende und Zuhörer gegen Erlag der (durch die Gebüh⸗ 
renordnung feſtgeſetzten) Einſchreibgebühr und des Krankenhaus⸗ 
beitrages eine Aufnahmskarte, welche zu ſeiner Legitimation dient 
und zur Antheilnahme an dem geſammten Unterrichte der Hoch⸗ 
ſchule, ſowie nach Maßgabe der hierfür geltenden Beſtimmungen 
zum Beſuche einzelner Vorleſungen an der Univerſität und zur Be⸗ 
nutzung der wiſſenſchaftlichen Sammlungen des Staates berechtigt. 

Die Einſchreibgebühr iſt nur bei der erſten Aufnahme in 
die Hochſchule zu entrichten; dagegen iſt ſie von Studirenden 
und Zuhörern, welche die Hochſchule verlaſſen haben und wie⸗ 
der zurückkehren, beim Wiedereintritte auf's Neue zu bezahlen. 

8.39. Als Hoſpitanten können Univerſitätsſtudenten, 
Offiziere und Männer reiferen Alters, ſoferne ihre Vergangen— 
heit kein Bedenken veranlaßt, vom Direktor aufgenommen wer⸗ 


erforderlichen Vor— 
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den. Sie ſind zur Zahlung der Einſchreibgebühr nicht ver⸗ 
pflichtet, erhalten ſtatt der Legitimationskarte einen Aufnahms⸗ 
ſchein und ſind den Satzungen für Studirende nicht unterſtellt. 
Dagegen kann ihre Ausſchließung vom Unterrichte auf Antrag 
des betreffenden Fachlehrers oder des Direktors jederzeit durch 
das Direktorium verfügt werden. 

8.40. Studirende, Zuhörer und Hoſpitanten haben ſich 
nach Maßgabe der (den Satzungen beigegebenen) Inſkriptions⸗ 
ordnung für die Vorleſungen, Uebungen und Praktika anzu⸗ 
melden und hiermit ſofort den Erlag der in der Gebührenord⸗ 
nung feſtgeſetzten Unterrichtsgelder und Gebühren für Labora⸗ 
toriumsarbeiten zu verbinden. 

Bei der Inſkription iſt die Einhaltung der Studienpläne 
nicht vorgeſchrieben, vielmehr iſt die Wahl der zu hörenden Fä⸗ 
cher den Studirenden überlaſſen; indeß wird von jedem Stu⸗ 
direnden, welcher ſich zu irgend einer Abſolutorialprüfung an 
der techniſchen Hochſchule meldet, verlangt, daß er ſich auf die⸗ 
jenigen Gegenſtände, aus welchen er geprüft werden ſoll, in 
der vorgeſchriebenen Zahl von Semeſtern an einer Hochſchule 
rechtzeitig inſkribirt habe. Dieſe Fächer werden deshalb als 
obligatoriſche bezeichnet. 

Ferner iſt jeder Studirende verpflichtet, während eines Se⸗ 
meſters an Vorleſungen theilzunehmen, welche zuſammen in 
mindeſtens 12 Wochenſtunden geleſen werden, wobei an die 
Stelle von je 2 Vorleſungsſtunden je 3 Arbeitsſtunden in ei⸗ 
nem Laboratorium, Uebungs- oder Zeichenſaale treten können. 

8.41. Eine Befreiung von den Unterrichtsgebühren fin⸗ 
det nicht ſtatt. Dagegen werden den Profeſſoren, Lehrern und 
Privatdozenten von den ſie treffenden Unterrichtsgebühren nur 
drei Viertheile der Gebühren ausgehändigt, aus dem vierten 
Viertheil aber ein beſonderer Stipendienfond für Studi⸗ 
rende der techniſchen Hochſchule gebildet, aus welchem 
beim Beginne eines jeden Semeſters bedürftigen und würdigen, 
in Bayern beheimatheten Studirenden Stipendien gewährt wer⸗ 
den können. 

Das k. Staatsminiſterium entſcheidet über die hierauf ge⸗ 
richteten Vorſchläge des Direktoriums nach Maßgabe der ver⸗ 
fügbaren Mittel. Zuhörer und Hoſpitanten ſind von dieſer Be⸗ 
günſtigung ausgeſchloſſen; ausnahmsweiſe können jedoch mit der⸗ 
artigen Stipendien auch ſolche Zuhörer berückſichtigt werden, welche 
ein Lehrerſeminar mit der erſten Note abſolvirt haben und ſich an 
der techniſchen Hochſchule für eine Lehramtsprüfung vorbereiten. 

Ein Rückerſatz der Unterrichtsgebühren und der Gebühren 
für Laboratoriumsarbeiten findet in keinem Falle ſtatt. 

Kapitel VIII. 
Prüfungen und Zeugniſſe. 
§. 42. Die techniſche Hochſchule ertheilt folgende Zeugniſſe: 

1) Inſkriptionszeugniſſe, 

2) Semeſtralzeugniſſe, 

3) Stipendienzeugniſſe, 

4) Abgangszeugniſſe, 

5) Abſolutorialzeugniſſe, 

6) Diplome. 

Die für deren Ausſtellung zu entrichtenden Gebühren und 
Taxen ſind in der Gebührenordnung aufgeführt. 

9. 43. Die Inſkriptionszeugniſſe enthalten das Ver: 
zeichniß derjenigen Vorleſungen, Uebungen und Praktika, auf 
welche ſich der betreffende Studirende, Zuhörer oder Hoſpitant 
in einem beſtimmten Semeſter rechtzeitig inſkribirt hat. 

Dieſe Zeugniſſe dienen als Belege bei der Anmeldung zu 
den Abſolutorialprüfungen. 


8.44. Am Schluſſe eines jeden Semeſters wird über den 
Gegenſtand einer jeden in demſelben gehaltenen Vorleſung eine 
Semeſtralprüfung abgehalten. Die Theilnahme an dieſer 
Prüfung iſt einem jeden Studirenden, Zuhörer oder Hoſpitanten, 
welcher auf die betreffende Vorleſung inſkribirt war, freigeſtellt. 

Die Semeſtralprüfungen dürfen nicht früher als höchſtens 
acht Tage vor dem verordnungsmäßigen Schluß eines Seme⸗ 
ſters oder dem Beginne einer Abſolutorialprüfung anfangen 
und müſſen in dieſen acht Tagen und zwar in den für die be⸗ 
treffenden Vorleſungen lehrplanmäßig beſtimmten Stunden been⸗ 
digt werden; auf ſogenannte Nachprüfungen, welche nur aus⸗ 
nahmsweiſe vorzunehmen ſind, darf keine Vorleſezeit verwen⸗ 
det werden. 

8.45. Semeſtralzeugniſſe find amtliche Zuſammenſtel⸗ 
lungen der von den Profeſſoren, Lehrern und Privatdozenten 
auf Grund der Semeſtralprüfungen oder ihrer Wahrnehmun⸗ 
gen bei den Uebungen und Arbeiten in einem Laboratorium 
ertheilten Noten über den Studienerfolg eines Studirenden, 
Zuhörers oder Hoſpitanten. 

Nur derjenige erhält ein Semeſtralzeugniß, der ſich bei den 
betreffenden Profeſſoren, Lehrern und Privatdozenten in den 
von dieſen feſtgeſetzten Tagen und Stunden perſönlich ange⸗ 
meldet, und ſoweit ſich das Zeugniß auf Vorleſungen bezieht, 
ſich der Semeſtralprüfung untergezogen hat. In das Seme⸗ 
ſtralzeugniß werden die für die Theilnahme an Uebungen und 
Arbeiten in Laboratorien ertheilten Noten über Fleiß und Stu⸗ 
dienerfolg, in Bezug auf die Vorleſungen aber nur Noten über 
das Reſultat der Semeſtralprüfung, keinenfalls aber Fleißes 
oder Frequenznoten aufgenommen. 

Das für dieſe Zeugniſſe zu verwendende Notenſchema iſt 

I. ſehr gut, 
II. gut (groß), 
III. genügend, 
IV. mangelhaft, 
V. ſchlecht (ungenügend), 
wobei auch Zwiſchennoten in Zehnteln ertheilt werden können. 

Die Semeſtralzeugniſſe dienen als Belege bei der Bewer: 
bung um Stipendien aus dem „Stipendienfond für Studirende 
der techniſchen Hochſchule,“ ſowie aus Kreis- und Privatfonds. 

8.46. Die Stipendienprüfungen finden am Ende 
eines jeden Sommerſemeſters ſtatt; an denſelben können nur 
in Bayern beheimathete Studirende theilnehmen. 

Die Prüfung erſtreckt ſich auf drei Fächer, deren Wahl 
dem Examinanden überlaſſen iſt und über welche er im letzten 
Jahre ordentliche, d. h. mindeſtens in je vier Wochenſtunden 
gehaltene Vorleſungen gehört hat. Von dieſen Vorleſungen 
muß mindeſtens eine im Winter- und mindeſtens eine im Som: 
merſemeſter gehört fein. Mehrere Vorleſungen, welche in zu⸗ 
ſammen vier Wochenſtunden geleſen werden, gelten für eine or⸗ 
dentliche Vorleſung. 

8.47. Die Stipendienzeugniſſe find amtliche Zuſam⸗ 
menſtellungen der über den Erfolg der Stipendienprüfungen 
von den Profeſſoren, Lehrern und Privatdozenten nach dem 
obigen Schema ertheilten Noten. Sie dienen als Belege bei 
der Bewerbung um Stipendien aus dem allgemeinen Staats: 
ſtipendienfond. 

9. 48. Jeder Studirende oder Zuhörer, welcher die Hoc: 
ſchule verläßt, kann ein von dem Direktor und dem Abthei⸗ 
lungsvorſtande unterzeichnetes Abgangszeugniß erhalten. 

Daſſelbe enthält: 

Namen, Geburtsort oder Heimath des Abgehenden, 
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die Vorleſungen, Uebungen und Praktika, welche derſelbe 
belegt hat, 

die Dauer ſeines Aufenthaltes an der techniſchen Hoch⸗ 
ſchule und eine Bemerkung über ſein ſittliches Verhalten. 

Auf Verlangen können auch die von Profeſſoren, Lehrern 
und Dozenten ertheilten Semeſtralnoten in das Abgangszeug⸗ 
niß eingeſetzt werden. 

8.49. Alljährlich finden an den einzelnen Abtheilungen 
der Hochſchule Abſolutorialprüfungen ſtatt für die Fächer 
der Bau⸗Ingenieure, der Architekten, Maſchinen-Ingenieure, 
chemiſchen Techniker, Landwirthe, Kultur- und Vermeſſungs-In⸗ 
genieure, ſowie für die Adſpiranten des Verkehrs- und Zoll⸗ 
dienſtes; dieſe Prüfungen ſollen das vollſtändige Vertrautſein 
der Abſolventen mit dem geſammten Unterrichtsſtoffe der be: 
treffenden Abtheilung bekunden. Die Theilnahme hieran iſt 
nur Studirenden geſtattet. 

Die näheren Vorſchriften hierüber ſind in den vom Direk⸗ 
torium aufgeſtellten und vom k. Staatsminiſterium genehmig⸗ 
ten Beſtimmungen über die Abhaltung der Abſolu⸗ 
torialprüfungen enthalten. 

§. 50. Das Abſolutorialzeugniß hat zu beſtätigen, 
daß und in welchem Grade der geprüfte Studirende das Ziel 
ſeiner Abtheilung erreicht hat. 


guten Verhaltens befähigt deſſen Träger unter den durch be⸗ 
ſondere Beſtimmungen hierfür feſtgeſetzten Vorausſetzungen zum 
Uebertritte in die Praxis des techniſchen Staatsdienſtes und nach 
Vollendung der vorgeſchriebenen Vorbereitungszeit zur Zulaſſung 
zu den Staatsprüfungen für die einzelnen Zweige deſſelben. 

Dieſe Befähigung iſt im Abſolutorialzeugniß ausdrücklich 
aufzuführen. 

8.51. Die techniſche Hochſchule hat das Recht, hervorra- 
gende Leiſtungen auf dem Gebiete der exakten Wiſſenſchaften 
durch Diplome auszuzeichnen. Der Antrag auf Ertheilung 
eines Diplomes wird von dem Lehrerrathe der betreffenden Ab⸗ 
theilung geſtellt, das Diplom ſelbſt vom Direktor ausgeſtellt 
und unterfertigt. 

Der mit einem Diplome Ausgezeichnete wird Mitglied der 
techniſchen Hochſchule und hat als ſolches das Recht, die ſämmt⸗ 
lichen Vorträge an derſelben unentgeltlich zu hören, deren 
Sammlungen und Inſtitute nach Maßgabe der beſtehenden Be- 
ſtimmungen zu benutzen und vor allen Anderen bei Erfüllung 
der übrigen Vorbedingungen zur Habilitation als Privatdozent 
an der Hochſchule zugelaſſen zu werden. 

8. 52. Studirenden, welche bei der Abſolutorialprüfung 
in allen Fächern, aus welchen geprüft wird, ohne Ausnahme 
die erſte Note erworben und durch untadelhaftes ſittliches Be— 
tragen, ſowie hervorragendes wiſſenſchaftliches Streben ſich ei: 
ner beſonderen Anerkennung würdig gezeigt haben, kann auf 
Antrag des Lehrerrathes der betreffenden Abtheilung vom Di: 
rektorium ein Diplom zuerkannt werden. 

Wer ſich, ohne dieſe Bedingungen erfüllt zu haben, um 
ein Diplom bewerben will, hat ſich einer ſtrengen Prüfung zu 
unterwerfen, über welche das Nähere in den Beſtimmungen 
über die Abhaltung der Diplomprüfungen enthalten iſt. 

Kapitel IX. 
Preisaufgaben. 

§. 53. Zur Hebung des wiſſenſchaftlichen Strebens der Stu⸗ 
direnden kann am Schluſſe eines jeden Studienjahres von je— 
der Abtheilung eine Preisaufgabe geſtellt werden, für deren Lö⸗ 
ſung dem Bearbeiter ein Geldpreis und, falls ihm ſpäterhin 


Das Abſolutorium der techni⸗ 


ſchen Hochſchule, verbunden mit der Beſtätigung eines ſittlich plinäre Beahndung nicht aus. 


auf Grund feiner Abſolutorial- oder Diplomprüfung ein Di⸗ 
plom zuerkannt wird, die unentgeltliche Ausſtellung dieſes Di⸗ 
plomes gewährt wird. 

Zur Bearbeitung der Preisaufgaben wird vom Lehrerrathe 
der Abtheilung ein entſprechender Zeitraum ſeſtgeſetzt. Jeder, 
welcher zur Zeit der Bekanntmachung der Preisaufgabe oder 
zu der für die Ablieferung der Arbeiten vorgeſchriebenen Zeit 
Studirender oder Zuhörer der techniſchen Hochſchule iſt, hat das 
Recht, ſich um den Preis zu bewerben. 

8. 54. Ueber den Werth der Bearbeitungen entſcheidet 
ausſchließlich der Lehrerrath der Abtheilung, welcher die Frage 
aufgeſtellt hat. 

Die näheren Beſtimmungen über die Form der Bekannt⸗ 
machung der Preisaufgaben und der Veröffentlichung der Preiſe 
werden durch das Direktorium vorbehaltlich der Genehmigung 
des k. Staatsminiſteriums getroffen. 

Kapitel X. 
Disziplinarbeſtimmungen. 

§. 55. Die Studirenden und Zuhörer der techniſchen Hoch⸗ 
ſchule ſind gleich jedem anderen Einwohner den Geſetzen und 
Verordnungen, ſowie den Behörden und deren ſpeziellen An⸗ 
ordnungen unterworfen. 

Die Beſtrafung durch den Richter ſchließt jedoch die diszi⸗ 


Die für die Studirenden und Zuhörer der techniſchen Hoch⸗ 
ſchule geltenden Disziplinarbeſtimmungen ſind in den Satzun⸗ 
gen enthalten, auf welche Jene bei ihrer Aufnahme durch den 
Direktor verpflichtet werden. 

Die Satzungen werden durch das Direktorium vorbehalt⸗ 
lich der Genehmigung des k. Staatsminiſteriums feſtgeſtellt. 

§. 56. Außer dem jedem Lehrenden zuſtehenden Rechte der 
Erinnerung werden zur Handhabung der Disziplin folgende 
Strafen angewendet: 

1) Verweis durch den Vorſtand der Abtheilung, 
2) Verweis vor verſammeltem Lehrerrathe, 

3) Verweis durch den Direktor, 

4) Verweis vor verſammeltem Direktorium, 

5) Androhung der Entlaſſung, 

6) Entziehung des Genuſſes von Stipendien, 
7) Entlaſſung. 

8.57. Die Ertheilung des einfachen Verweiſes ſteht dem 
Vorſtande der Abtheilung, ſowie dem Direktor ſchon in eigener 
Kompetenz zu; der Lehrerrath iſt befugt, auf Verweis durch 
den Vorſtand der Abtheilung, Verweis durch den Direktor und 
Verweis vor verſammelter Abtheilung zu erkennen, während 
Verweis vor verſammeltem Direktorium und Androhung der 
Entlaffung nur vom Direktorium verhängt, Entziehung des 
Genuſſes der Stipendien und die Entlaſſung nur von der all⸗ 
gemeinen Lehrerverſammlung ausgeſprochen werden können. 

Gegen die vom Direktorium oder der allgemeinen Lehrer⸗ 
verſammlung ausgeſprochenen Strafen iſt die Beſchwerde an 
das k. Staatsminiſterium zuläſſig; derſelben kommt jedoch keine 
aufſchiebende Wirkung zu. 

$. 58. Die Beſtimmung der Strafen für die einzelnen 
Fälle bleibt der pflichtgetreuen Beurtheilung durch die kompe⸗ 
tenten Organe überlaſſen. 

Wenn auch in der Regel gelindere Strafen den ſchwereren 
vorausgehen werden, ſo ſind doch jene Organe keineswegs 
unbedingt an eine beſtimmte Stufenfolge gebunden; vielmehr 
kann nach Maßgabe des Vergehens auch ſchon das erſtemal 
die höchſte Strafe verhängt werden, namentlich bei Verurthei⸗ 
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lung wegen Verbrechen oder gemeiner Vergehen, dann wegen 
grober Sittenloſigkeit und wegen offener Widerſetzlichkeit gegen 
die Organe der Hochſchule. 

§. 59. Von ſämmtlichen Disziplinarſtrafen wird in den 
Perſonalakten Vormerk gemacht. 

Die Strafen der Androhung der Entlaſſung, der Entzie⸗ 
hung der Stipendien und der Entlaſſung ſelbſt werden im Ab- 
gangszeugniſſe angeführt und den Eltern oder Vormündern 
von denſelben Kenntniß gegeben. 

Die Entlaſſung kann der zuſtändigen Polizeibehörde mit 
Antrag auf Ausweiſung des Entlaſſenen, wenn deſſen Fami- 
lie nicht in München ihren Wohnſitz hat und unter Umſtänden 
der Heimathsbehörde deſſelben mitgetheilt werden. 


Ueberſicht der Unterrichtsgegenſtände. 
Anlage. (Zu 8. 4.) 
A. Mathematiſche Wiſſenſchaften. 

Ebene und ſphäriſche Trigonometrie, algebraiſche Analy⸗ 
ſis, Differential⸗ und Integralrechnung, Wahrſcheinlichkeitsrech⸗ 
nung, Aſtronomie, analytiſche Geometrie, ſynthetiſche (neuere) 
Geometrie, deſkriptive Geometrie, praktiſche Geometrie, Geo- 
däſie, mathematiſche Spezialfächer, elementare Mechanik, tech: 
niſche Mechanik und graphiſche Statik, analytiſche Mechanik. 

B. Naturwiſſenſchaften. 

Elemente der Phyſik, Experimentalphyſik, mathematiſche 
Phyſik, angewandte Phyſik, allgemeine Chemie, theoretiſche 
Chemie, analytiſche Chemie, chemiſche Technologie, Metallur- 
gie, Mineralogie, Geognoſie und Geologie, Botanik, Zoologie, 
vergleichende Anatomie, Phyſiologie, Zootomie, öffentliche Ge: 
ſundheitspflege. 

C. Ingenieur-Wiſſenſchaften. 

Baukonſtruktionslehre, Erd- und Straßenbaukunde, Eiſen⸗ 
bahnbaukunde, Traziren der Straßen und Eiſenbahnen, Brücken. 
und Stollenbaukunde, Waſſerbaukunde, Entwerfen von Erd- 
und Straßenbauten, Entwerfen von Eiſenbahnbauten, Entwer⸗ 
fen von Brücken⸗ und Stollenbauten, Entwerfen von Waſſer⸗ 
bauten und Kulturprojekten, Veranſchlagen von Ingenieurbauten. 

D. Bau⸗Wiſſenſchaften. 

Baumaterialienlehre, Baukonſtruktionslehre, Zivilbaukunde, 
landwirthſchaftliches und Fabrikbauweſen, Beleuchtung, Behei⸗ 
zung und Ventilation, Lehre von den Bauſtylen, architektoni⸗ 
ſche Komponirübungen, Entwerfen innerer Dekorationen, Ver⸗ 
anſchlagen von Hochbauten. 

E. Mechaniſch⸗techniſche Wiſſenſchaften. 

Mechaniſche Technologie, Maſchinenkunde, theoretiſche Ma: 
ſchinenlehre, Maſchinenbaukunde, Maſchinenkonſtruiren, Kinema⸗ 
tik, Koſtenberechnung über Herſtellung und Betrieb von Fabriken, 
Entwerfen von Fabrikanlagen, Geſchichte des Maſchinenbaues. 

F. Landwirthſchafts-Wiſſenſchaften. 

Agrikulturchemie, Ackerbaulehre, Pflanzenbau, Entwäſſerung 
und Urbarmachung, Wieſenbau, Landwirthſchaftliche Betriebs⸗ 
lehre, Landwirthſchaftliches Rechnungsweſen, Landwirthſchaſt⸗ 
liche Technologie, Landwirthſchaftliche Maſchinen- und Geräthe⸗ 
kunde, Thierzucht. 

G. Darſtellende Künſte. 

Ornamenten⸗, Figuren⸗ und Landſchaftszeichnen, Aquarel⸗ 
liren, maleriſche Perſpektive, Linearzeichnen, Bauzeichnen und 
Bauformenlehre, Maſchinenzeichnen, Situations⸗ und topogra⸗ 
phiſches Zeichnen, Modelliren, Steinſchnitt. 

H. Allgemeine Wiſſenſchaften. 
Allgemeine und deutſche Literaturgeſchichte, neuere Spra⸗ 


| 


chen und Literatur, Kunſtgeſchichte, Aeſthetik, Handels: und Kul⸗ 
turgeſchichte, politiſche Geſchichte, allgemeine Geographie, Han⸗ 
delsgeographie, deutſches und bayeriſches Staatsrecht, National⸗ 
ökonomie, Finanzwiſſenſchaft, Statiſtik, Stenographie. 


Königreich Preußen. 

Geſetz, betreffend die Geſchäftsfühigkeit Minderjühriger und die 
Aufhebung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen 
Minderjährigkeit. Vom 12. Juli 1875. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages 
Unſerer Monarchie, für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 

§. 1. Minderjährige, welche das ſiebente Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, ſind zur Vornahme von Rechtsgeſchäften 
nicht fähig. 

§. 2. Minderjährige, welche das ſiebente Lebensjahr vol⸗ 
lendet haben, ſind ohne Genehmigung des Vaters, Vormun⸗ 
des oder Pflegers nicht fähig, durch Rechtsgeſchäfte Verbind⸗ 
lichkeiten zu übernehmen, oder Rechte aufzugeben, jedoch fähig 
durch Rechtsgeſchäfte, bei welchen von ihnen keine Gegenleiſtung 
übernommen wird, Rechte zu erwerben oder von Verbindlichkeit 


ſich zu befreien. 


8.3. Die wegen fehlender Genehmigung unwirkſamen Ge 
ſchäfte werden wirkſam, wenn der Minderjährige nach erlangter 
Selbſtſtändigkeit ſie anerkennt. Durch Zeitablauf werden ſie 
nicht wirkſam. 

§. 4. Derjenige, mit welchem der Minderjährige ein we⸗ 
gen fehlender Genehmigung unwirkſames Rechtsgeſchäft abge: 
ſchloſſen hat, iſt an daſſelbe gebunden; er wird jedoch von ſeiner 
Verbindlichkeit frei, wenn der Vater, Vormund oder Pfleger die 
Genehmigung zu dem abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte verweigert. 

Der Verweigerung ſteht es gleich, wenn auf ergangene 
Aufforderung der Vater, Vormund oder Pfleger oder der Min⸗ 
derjährige nach erlangter Selbſtſtändigkeit die Genehmigung in⸗ 
nerhalb einer Friſt von zwei Wochen nicht ertheilt. 

9. 5. Hat der Vater oder unter Genehmigung des Vor: 
mundſchaftsgerichtes der Vormund den ſelbſtſtändigen Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäftes dem Minderjährigen geſtattet, ſo iſt 
Letzterer zur ſelbſtſtändigen Vornahme derjenigen Rechtsgeſchäfte 
fähig, welche der Betrieb des Erwerbsgeſchäftes mit ſich bringt. 

Zu einzelnen innerhalb dieſes Betriebes vorkommenden 
Rechtsgeſchäften bedarf der Minderjährige der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts in gleicher Weiſe, wie nach den be- 
ſtehenden Vorſchriften der Vater oder Vormund dieſer Geneh⸗ 
migung bedürfen würde. 

§. 6. Hat der Vater oder Vormund feine Genehmigung 
ertheilt, daß der Minderjährige in Dienſt oder Arbeit trete, ſo 
iſt Letzterer ſelbſtſtändig zur Eingehung und Auflöſung von 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſen der genehmigten Art befugt. 

Dem Vater oder Vormunde ſteht es frei, eine ſolche Ge⸗ 
nehmigung zurückzuziehen oder einzuſchränken, ſoweit dadurch 
Rechte Dritter nicht beeinträchtigt werden. 

§. 7. Hat ſich ein Minderjähriger fälſchlich für geſchäfts⸗ 
fähig ausgegeben und einen Andern ohne deſſen Verſchulden 
zur Vornahme eines Rechtsgeſchäftes verleitet, ſo kann Letzterer 
den Erſatz des hierdurch ihm zugefügten Schadens aus dem 
Vermögen des Minderjährigen verlangen. 

§. 8. Die Fähigkeit der Minderjährigen zur Eingehung 
einer Ehe oder eines Verlöbniſſes, ſowie zu letztwilligen Anord⸗ 
nungen wird von dieſem Geſetze nicht berührt. 
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§. 9. Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen 
Minderjährigkeit findet gegen die nach Erlaß dieſes Geſetzes 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte nicht ſtatt. 

Dies gilt auch von den Rechtsgeſchäften der den Minder⸗ 
jährigen gleichgeſtellten Perſonen. 

§. 10. Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1876 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben den 12. Juli 1875. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. 
Friedenthal. 


Geſetz, betreffend die Heranziehung der Staatsdiener zu den Ge⸗ 
meindelaſten. Vom 11. Juli 1822. 

Wir ꝛc. ꝛc. Da diejenigen Beſtimmungen, welche in den 
88.2 und 3 der unterm 11. Dezember 1809 ergangenen Des 
klaration des §. 44 der Städteordnung vom 19. November 
1808 enthalten ſind, theils mehrfache Zweifel veranlaßt haben, 
theils nicht mehr überall zu den gegenwärtigen Verhältniſſen 
paſſen; ſo haben Wir auf den Antrag Unſeres Staatsminiſte⸗ 
riums, und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsrathes 
beſchloſſen, mit Aufhebung jener Beſtimmung, Nachſtehendes zu 
verordnen: 

8.1. Das Dienſteinkommen der Beamten kann von den 
Gemeinen, zu welchen dieſelben gehören, überhaupt nur dann 
beſteuert werden, wenn auch der Beitrag der übrigen Einwoh- 
ner des Ortes in der Form einer allgemeinen Einkommenſteuer 
erhoben wird. 

8.2. Das Dienſteinkommen ſoll bei einer ſolchen Beſchat⸗ 
zung fortan im Uebrigen zwar wie das Einkommen der Bür⸗ 
ger behandelt, darf aber, weil es einerſeits ſeinem ganzen Da⸗ 
ſein nach von dem Leben, der Geſundheit und anderen zufäl⸗ 
ligen Verhältniſſen der Perſon abhängig, und anderſeits ſei⸗ 
nem ganzen Betrage nach, beſtimmt iſt, und dadurch auf der 
einen Seite gegen Grund- und Spezialeinkommen, und auf der 
anderen gegen Gewerbseinkommen im Nachtheile ſteht, immer 
nur mit einem Theile ſeines Betrages zur Quotiſirung gebracht 
werden, welcher hierdurch auf die Hälfte beſtimmt wird. 

§. 3. Da auch dem Staate daran liegen muß, daß den 
Beamten, welche als ſolche ihr Einkommen durch die den übri- 
gen Einwohnern vermittelſt des ſtädtiſchen Vereines dargebo⸗ 
tene Gelegenheit zum Erwerbe nicht vermehren können, ihr Un⸗ 
terhalt unter keinerlei Umſtänden zu ſehr geſchmälert werde; ſo 
verbleibt es bei der Beſtimmung, daß im äußerſten Falle an 
direkten Beiträgen aller Art, und zu ſämmtlichen Gemeindebe⸗ 
dürfniſſen bei Gehalten unter zwei Hundert und Fünfzig Tha⸗ 
lern nicht mehr als ein Prozent, bei Gehalten von zwei Hun⸗ 
dert und Fünfzig Thalern bis zu fünf Hundert Thalern aus⸗ 
ſchließlich nicht mehr als anderthalb Prozent, und bei höheren 
Gehalten nicht mehr als zwei Prozent des geſammten Dienſt⸗ 
einkommens gefordert werden können. 

§. 4. Zu den ſämmtlichen Gemeinebedürfniſſen in dieſem 
Sinne ſind zwar, wie ſich von ſelbſt verſteht, die Staatsſteuern 
und Staatslaſten, welche gemeineweiſe erhoben und abgetragen 
werden, nicht zu zählen; die Beiträge der Gemeinen zu pro= 
vinziellen Inſtitutionen und zur Abwickelung ſowohl von Pro— 
vinzial⸗ und Kreis-, als ihrer beſonderen Kriegs- und anderen 
Schulden, Rückſtände und Verpflichtungen, ſind aber darunter 
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halte der Staatsbeamte über das vorbeſtimmte Maximum nicht 
hinausgegangen werden. 

§. 5. Das Dienſteinkommen von zufälligen Emolumenten 
wird gleich den fixen Gehalten beſteuert. Zu dieſem Behufe 
beſtimmt den Betrag derſelben nach einer runden Summe die 
dem ſteuerpflichtigen Beamten vorgeſetzte Behörde. 

§. 6. Nach dieſen Grundſätzen haben die ſteuerpflichtigen 
Individuen alle diejenigen Gemeineſteuerbeiträge zu leiſten, 
welche innerhalb der Zeit, da ſie der Gemeine angehören, auf 
dieſelben vertheilt, und zugleich fällig werden, wenn auch das 
Bedürfniß vor ihrem Eintritte entſtanden iſt. Dagegen werden 
ſie, wenn ſie die Stadt verlaſſen, auch von jeder ferneren Bei⸗ 
tragsverbindlichkeit völlig befreit. 

8.7. Von ihrem etwaigen beſonderen Vermögen und an: 
deren Einkommen haben auch die Staatsbeamten ihre Beiträge 
zu den Gemeinelaſten ihres Wohnortes gleich anderen Bürgern 
zu entrichten. a 

§. 8. Alles Vorſtehende gilt nur von Unſeren beſoldeten 
unmittelbaren Staatsdienern, wohin alſo ſtädtiſche Beamte, die 
von den Städten beſoldeten Polizeibeamten mit eingeſchloſſen, 
landſchaftliche, Wittwenkaſſen- und andere Sozietätsbeamte, Ju: 
ſtizkommiſſarien und Notarien, Aerzte, Künſtler und dergleichen 
nicht zu zählen ſind. Jeder Staatsbeamte aber, welcher einer 
Behörde angehört und bei derſelben ſeinen beſtändigen Wohnſitz 
haben muß, iſt unter allen Umſtänden als ein Einwohner derjeni⸗ 
gen Stadt zu betrachten, in welcher dieſe Behörde ihren Sitz hat. 

§. 9. Zivil⸗ und Militärbeamte, nicht minder ſämmtliche 
Empfänger von Wartegeldern und Penſionen, werden zwar 
übrigens nach gleichen Grundſätzen behandelt. 

§. 10. Jedoch bleiben von allen direkten Beiträgen zu den 
Gemeinelaſten befreit: 

a) die aus Staatskaſſen zahlbaren Penſionen der Wittwen 
und die Erziehungsgelder für Waiſen ehemaliger Staatsdiener; 

p) eben dergleichen Penſionen, ingleichen Wartegelder der 
Staatsdiener ſelbſt, ſofern deren jährlicher Betrag die Summe 
von Zweihundert und Fünfzig Thalern nicht erreicht; 

o) die Sterbe- und Gnadenmonate; 

d) alle diejenigen Dienſtemolumente, welche blos als Er⸗ 
ſatz baarer Auslagen zu betrachten ſind; 

e) alle Beſoldungen und Emolumente des beim ſtehenden 
Heere und bei den Landwehrſtämmen in Reihe und Glied be: 
findlichen aktiven Militärperſonen, ingleichen der auf Inaktivi⸗ 
tätsgehalt geſetzten Offiziere; und 

1) diejenigen der Geiſtlichen und Schullehrer. 

§. 11. Auch werden außerordentliche und einſtweilige Ge⸗ 
hilfen in den Bureau der Staatsbehörden in Hinſicht der Ge- 
meinelaſten den Staatsdienern nicht gleich, und als ſolche 
überhaupt nicht für Einwohner des Ortes geachtet, ſondern 
nur, wenn ſie anderweitig ihren Wohnſitz im rechtlichen Sinne 
am Orte haben, gleich anderen Bürgern behandelt. 

§. 12. Zu den indirekten Gemeineabgaben muß aber ein 
Jeder, und auch die von den direkten Gemeinebeiträgen be⸗ 
freiten Perſonen beitragen. Auch ſind die Staatsdiener nicht 
berechtigt, Dasjenige, was ſie hierauf entrichten, bei den direkten 
Beiträgen von den Beſoldungen in Anrechnung zu bringen. 

9. 13. Die gegenwärtigen Beſtimmungen gelten zunächſt nur 
für diejenigen Städte, woſelbſt die Städteordnung vom 19. No⸗ 
vember 1808 eingeführt iſt. In den übrigen Städten bleiben 
die jeden Ortes bisher beſonderen geſetzlichen Vorſchriften we— 
gen Erhebung der Gemeineſteuer in Kraft; wo aber ſolche zwei— 
wie 
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fie den gegenwärtigen Beſtimmungen am nächſten kommen, bes 
ziehungsweiſe zu deuten und zu ergänzen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Berlin, den 11. Juli 1822. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Regulativ über die geſchüftliche Behandlung der Telegramme in 
Staats⸗Dienſtangelegenheiten. Vom 30. Juni 1877. 
Nachdem durch die Kaiſerliche Verordnung vom 2. Juni 

d. J.“) die bisher beſtandene Gebührenfreiheit für Telegramme 

in Staatsdienſtangelegenheiten (8. 2 Nr. 3 und 4 der Verord⸗ 

nung des Herrn Reichskanzlers vom 8. November 1872 über 
die gebührenfreie Beförderung telegraphiſcher Depeſchen) — mit 

den im §. 1 Nr. 5 und 6 bezeichneten Ausnahmen — vom J. 

Juli d. J. ab aufgehoben worden iſt, treten mit dieſem Tage 

folgende Beſtimmungen über die geſchäftliche Behandlung der 

gedachten Telegramme in Kraft. 

§. 1. Den Telegrammen in Staatsdienſtangelegenheiten 
verbleibt, in der Beförderung, der bisherige Vorrang vor Pri⸗ 
vattelegrammen. Sie ſind daher von der abſendenden Behörde 
wie bisher (§. 8 der Telegraphenordnung für das Deutſche 
Reich vom 21. Juni 1872 — R. G. Bl. S. 213) als Staats⸗ 
telegramme zu bezeichnen, und als ſolche durch Siegel oder 
Stempel zu beglaubigen. 

§. 2. Die Königlichen Behörden, mit Einſchluß der ein: 
zeln ſtehenden, eine Behörde repräſentirenden Königlichen Beam⸗ 
ten, haben die Telegraphirungsgebühren für die von ihnen in 
Staatsdienſtangelegenheiten abzuſendenden Telegramme: 

a, wenn die Aufgabe bei einem Reichs-Telegraphenamte 
erfolgt, entweder im Wege der Kontirung oder in jedem 
einzelnen Falle baar, und zwar durch Verwendung von 
Poſt⸗ oder Telegraphenfreimarken oder durch Einzahlung 
beim Telegraphenamte, dagegen 

. wenn die Aufgabe bei einer Eiſenbahn⸗Telegraphenſta⸗ 

tion erfolgt, in allen Fällen durch baare Einzahlung 
bei der betreffenden Station 

zu entrichten. 
§. 3. Die unentgeltliche Kontirung wird jeder Königlichen 

Behörde mit Einſchluß der einzeln ſtehenden, eine Behörde re— 

präſentirenden Königlichen Beamten, auf diesfälligen Antrag, 

von demjenigen Kaiſerlichen Telegraphenamte zugeſtanden wer⸗ 
den, bei welchem, nach der örtlichen Lage, die Telegramme der 
betreffenden Behörde regelmäßig zur Aufgabe gelangen. Ein 
ſolcher Antrag iſt nur in dem Falle zu ſtellen, daß von dem 

Kontirungsverfahren eine Erleichterung des Geſchäftsverkehres 

zu erwarten iſt. 

Die abſendende Behörde hat den Beſtimmungsort und den 
Empfänger des Telegrammes in dem Kontobuche zu verzeich 
nen und ſodann das Telegramm mit dieſem Buche dem Te— 
legraphenamte zu übergeben, welches darin die Telegraphirungs⸗ 
gebühr und die etwaigen baaren Auslagen vermerkt. Ebenſo 
werden Auslagen, welche auf einem an die Behörde ꝛc. einge— 
henden Telegramme haften, Seitens des Telegraphenamtes in 
dem bezeichneten Buche kontirt. 

Nach Ablauf jedes Monats werden die kontirten Geſammt⸗ 
beträge von der Behörde an das Telegraphenamt, gegen Quit⸗ 
tung in einer von dem letzteren aufzuſtellenden Rechnung, bezahlt. 

§. 4. Die Verrechnung der von Königlichen Behörden 
und einzeln ſtehenden Königlichen Beamten für Telegramme 
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in Staatsdienſtangelegenheiten zu entrichtenden Geldbeträge bei 
den Staatskaſſen und die Erſtattung der von den bezeichneten 
Behörden und Beamten verauslagten Geldbeträge für Tele— 
gramme der gedachten Art erfolgt in derſelben Weiſe, wie es 
hinſichtlich der Portobeträge für Poſtſendungen in Staatsdienſt⸗ 
ſachen nach den beſtehenden Vorſchriften zu geſchehen hat. 

8.5. Die Wiedereinziehung derjenigen für Telegramme in 
Staatsdienſtangelegenheiten verauslagten Beträge, zu deren Er⸗ 
ſtattung ein Betheiligter verpflichtet iſt, hat nach den, hinſichtlich 
der Wiedereinziehung von Poſt⸗Portobeträgen für Poſtſendungen 
in Staatsdienſtſachen maßgebenden Beſtimmungen zu erfolgen. 

§. 6. Telegramme in Staatsdienſtangelegenheiten find nur 
in den wichtigſten und dringendſten Fällen, oder wenn es 
ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, abzuſenden und in gedrängteſter 
Kürze, mit Weglaſſung aller Kurialien und mit Vermeidung 
aller für das Verſtändniß nicht unbedingt nothwendigen Titu⸗ 
laturen u. ſ. w. abzufaſſen. 

9. 7. Den einzelnen Minifterien bleibt überlaffen, die für 
ihr Reſſort erforderlichen näheren Beſtimmungen über die Aus⸗ 
führung dieſes Regulatives zu treffen. 

Berlin, den 30. Juni 1877. 

Königliches Staats-⸗Miniſterium. 

Camphauſen. Eulenburg. Falk. Hofmann. 


Verfügung der Königlichen Regierung 1 Merſeburg, den Turn- 
unterricht betreffend. Vom 24. Januar 1877. 
Merſeburg, den 24. Januar 1877. 

Die Nachweiſungen über den Stand des Turnunterrichtes 
in den Volksſchulen des Bezirkes haben ein im ganzen unbe⸗ 
friedigendes Reſultat ergeben. Zwar iſt dieſer Unterricht in 
90 Stadt⸗ und 733 Landſchulen eingeführt; aber er beſchränkt 
ſich in 18 ſtädtiſchen und 553 ländlichen Schulen auf Freiübun⸗ 
gen, und in 303 Land- wie in 3 Stadtſchulen wird Turnun⸗ 
terricht überhaupt nicht ertheilt. Die drei Stadtſchulen befin⸗ 
den ſich in Eilenburg, Liebenwerda und Mansfeld; von den 
303 Landſchulen aber kommen auf die Ephorie: Belgern 6, 
Brehna 10, Könnern 17, Delitzſch 13, Eckartsberge 7, Eilen: 
burg 14, Eisleben 8, Elſterwerda 2, Ermsleben 3, Gerbſtedt 3, 
Gollme 17, Halle I. 8, Halle II. 12, Heldrungen 3, Herzberg 
9, Kemberg 8, Lauchſtedt 9, Liebenwerda 22, Liſſen 3, Lützen 
21, Mansfeld 15, Merſeburg (Land) 2, Naumburg 4, Pforta 
1, Prettin 2, Querfurt 14, Sangerhauſen 16, Schkeuditz 1, 
Schraplau 5, Sayda 6, Torgau 17, Weißenfels 14, Witten⸗ 
berg 1, Zahna 6, Zeitz 2. 

In den Anſtalten, in denen Geräthübungen ſtattfinden 
ſollten und könnten, fehlt es nicht ſelten an der nothdürftigen 
Ausſtattung; in manchen Schulen wird der Unterricht beliebig 
ausgeſetzt, in andern nicht zu planmäßig geſetzter Zeit betrieben. 
Gehaltsanſprüche der Lehrer, Abneigung oder doch Gleichgiltig— 
keit der Gemeinden in Bezug auf dieſen Unterricht vermehren 
die Hinderniſſe gedeihlichen Betriebes deſſelben. 

Wir nehmen daher die Hilfe der Herren Landräthe und 
Kreisſchulinſpektoren zur Beſeitigung der hervorgetretenen Hin— 
derungen dringend und vertrauensvoll in Anſpruch und erwar⸗ 
ten von Ihnen die genaueſte Beachtung unſerer Verfügungen 
vom 2. Dezember 1869, vom 12. Juli 1870 (Amtsblatt S. 177), 
vom 18. Juni 1872 und vom 27. Auguſt 1874. Die Herren 
Lokalſchulinſpektoren ſind von den Herren Kreisſchulinſpektoren 
anzuweiſen, vorhandene oder entſtehende Mängel nicht etwa 
erſt gelegentlich, ſondern ſofort zur Sprache zu bringen; na⸗ 
mentlich dürfen ſie nicht dulden, daß Lehrer nur um deswillen, 


607 Preußen: Dispenſation vom Religionsunterricht. Vom 1. Septbr. 1877. 


Anzeigen. 


608 


daß eine Remuneration noch nicht gewährt wird, den Turnun⸗ 
terricht ausſetzen oder ihn gar nicht beginnen. In den einklaſ⸗ 
ſigen Landſchulen iſt das Hauptgewicht auf die Freiübungen zu 
legen; an Geräthen ſind für ſolche Schulen unbedingt erforderlich: 

Sprungſeil mit Leine; 

Reck mit verſtellbarer Stange; 

Barren in mindeſtens zwei Exemplaren je nach verſchie⸗ 

dener Größe und Schulterbreite der Schüler; 

Stäbe zu den Stabübungen. 

Als wünſchenswerth für jede Schule und für mehrklaſſige 
Landſchulen und kleinere Stadtſchulen jedenfalls zu beſchaffen 
bezeichnen wir: 

das Schwungſeil; 

das Klettertau, ohne Gerüſt an einem Querbalken, wie 
er ſich etwa in einem Nebenraume des Schulhauſes 
befindet, zu befeſtigen; 

den Querbaum, nach Anweiſung des Leitfadens für den 
Unterricht mit dem Recke zu verbinden. 

Die Herren Kreisſchulinſpektoren wollen in der nächſten 
allgemeinen Lehrerkonferenz von dem Inhalte dieſer Verfügung 
Mittheilung machen, ſoweit dies nothwendig erſcheint. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen. 


Verfügung der ſtädtiſchen Schuldeputation zu Berlin, die Dispen⸗ | 


fation der Kinder der Diſſidenten vom Neligionsunterricte be 
treffend. Vom 1. September 1877. 
Berlin, den 1. September 1877. 

Unſere Verfügung vom 30. Oktober 1869, welche folgen: 
genden Wortlaut hatte: 

„Hierdurch weiſen wir Sie an, die Kinder, deren Eltern der 

hieſigen freien (Diſſidenten⸗) Gemeinde angehören, und 

welche die unter Ihrer Leitung ſtehenden Schulen beſuchen, 
von der Theilnahme an dem Religions⸗Unterrichte zu dis⸗ 
penſiren, ſobald die Eltern unter Nachweis ihrer Zugehö⸗ 
rigkeit zur freien Gemeinde Solches verlangen ſollten,“ 
iſt zuweilen ſo verſtanden worden, als ſei ein Zeugniß des 
Sprechers der freien Gemeinde darüber, daß das zu dispenſi⸗ 
reude Kind ſeinen Religions-Unterricht beſuche, ein amtlicher 
Nachweis für die Zugehörigkeit der Eltern zur freien Gemeinde. 
In der That iſt aber eine gerichtliche Beſcheinigung erforderlich. 

Wir ordnen deshalb für die Zukunft an, daß die Eltern, 
welche für ihre Kinder die Dispenſation vom Religions-Unter⸗ 
richte wünſchen, ein Geſuch an uns unter Beifügung der ge⸗ 
richtlichen Beſcheinigung, daß ſie aus der Landeskirche ausge⸗ 
ſchieden ſind, zu richten haben. 

Die Dispenſation erfolgt ſodann durch uns ohne Rückſicht 
darauf, ob die Kinder irgend welchen anderen Religions⸗Unter⸗ 
richt genießen oder nicht. 

Die Herren Hauptlehrer und Schulvorſteher wollen die El⸗ 
tern im betreffenden Falle hiervon in Kenntniß ſetzen. 

Die bisher ausgeſprochenen Dispenſationen bleiben von 
dieſer Verfügung unberührt. 

Städtiſche Schul-Deputation. 
Au Schreiner. 


die Herren Hauptlehrer der Gemeindeſchulen und 
Vorſteher der Privat >» Elementar - Schulen. 
Nr. 6094 S. D. 
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